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§ 51
Änderung von Verträgen, Vergleiche

(1) Der zuständige Minister darf
1. Verträge zum Nachteil der Republik nur in besonders be­

gründeten Ausnahmefällen aufheben oder ändern,
2. einen Vergleich nur abschließen, wenn dies für die Repu­

blik zweckmäßig und wirtschaftlich ist.
Der zuständige Minister kann seine Befugnis übertragen.

(2) Maßnahmen nach Absatz 1 bedürfen der Einwilligung 
des Ministers der Finanzen, soweit er nicht darauf verzichtet.

(4) Für die Nutzung von Vermögensgegenständen gelten die 
Absätze 1 bis 3 entsprechend.

§55
Erwerb und Veräußerung von Vermögensgegenständen

(1) Vermögensgegenstände sollen nur erworben werden, so­
weit sie zur Erfüllung der Aufgaben der Republik in abseh­
barer Zeit erforderlich sind.

(2) Vermögensgegenstände dürfen nur veräußert werden, 
wenn sie zur Erfüllung der Aufgaben in absehbarer Zeit nicht 
benötigt werden.

§ 52
Veränderung von Ansprüchen

(1) Der zuständige Minister darf Ansprüche nur
1 stunden, wenn die sofortige Einziehung mit erheblichen 

Härten für den Verpflichteten verbunden wäre und der 
Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet wird. Die 
Stundung soll gegen angemessene Verzinsung und in der 
Regel nur gegen Sicherheitsleistung gewährt werden,

2. niederschlagen, wenn feststeht, daß die Einziehung keinen 
Erfolg haben wird, oder wenn die Kosten der Einziehung 
außer Verhältnis zur Höhe des Anspruchs stehen,

3. erlassen, wenn die Einziehung nach Lage des einzelnen 
Falles für den Verpflichteten eine besondere Härte be­
deuten würde. Das gleiche gilt für die Erstattung oder 
Anrechnung von geleisteten Beträgen und für die Frei­
gabe von Sicherheiten.

Der zuständige Minister kann seine Befugnisse übertragen.
(2) Maßnahmen nach Absatz 1 bedürfen der Einwilligung 

des Ministers der Finanzen, soweit er nicht darauf verzichtet.
(3) Andere Regelungen in Rechtsvorschriften bleiben unbe­

rührt.
§53

Vorschüsse, Verwahrungen
(1) Als Vorschuß darf eine Ausgabe nur gebucht werden, 

wenn die Verpflichtung zur Leistung zwar feststeht, die Aus­
gabe aber noch nicht endgültig gebucht werden kann. Ein Vor­
schuß ist bis zum Ende des ersten auf seine Entstehung fol­
genden Haushaltsjahres endgültig zu buchen; Ausnahmen be­
dürfen der Einwilligung des Ministers der Finanzen.

(3) Vermögensgegenstände dürfen nur zu ihrem vollen Wert 
veräußert werden. Ausnahmen können im Haushaltsplan zu­
gelassen werden.

(4) Ist der Wert gering oder besteht ein dringendes Inter­
esse, so kann der Minister der Finanzen Ausnahmen zulassen.

(5) Für die Überlassung der Nutzung eines Vermögensge­
genstandes gelten die Absätze 2 bis 4 entsprechend.

§56
Grundstücke

(1) Republikeigene Grundstücke dürfen nur mit Einwilli­
gung des Ministers der Finanzen veräußert werden.

(2) Haben Grundstücke erheblichen Wert oder besondere 
Bedeutung und ist ihre Veräußerung im Haushaltsplan nicht 
vorgesehen, so dürfen sie nur mit Einwilligung der Volks­
kammer veräußert werden, soweit nicht aus zwingenden 
Gründen eine Ausnahme hiervon geboten ist, um erheblichen 
Schaden für die Republik abzuwenden. Ist die Zustimmung 
nicht eingeholt worden, so ist die Volkskammer alsbald von 
der Veräußerung zu unterrichten.

(3) Für zu erwerbende oder zu veräußernde Grundstücke ist 
eine Wertermittlung aufzustellen.

(4) Dingliche Rechte dürfen an den in Absatz 1 genannten 
Grundstücken nur gegen angemessenes Entgelt bestellt wer­
den. Die Bestellung bedarf der Einwilligung des Ministers der 
Finanzen; er kann auf seine Mitwirkung verzichten.

(5) Beim Erwerb von Grundstücken können Hypotheken, 
Grund- und Rentenschulden unter Anrechnung auf den Kauf­
preis ohne die Voraussetzungen des § 36 Abs. 1 übernommen 
werden.

(2) In Verwahrung darf eine Einzahlung nur genommen 
werden, solange sie nicht endgültig gebucht werden kann. Aus 
den Verwahrgeldern dürfen nur die mit ihnen im Zusammen­
hang stehenden Auszahlungen geleistet werden.

(3) Kassenverstärkungskredite sind wie Verwahrungen zu 
behandeln.

§54
Interne Verrechnungen

(1) Innerhalb der Verwaltung dürfen Vermögensgegen­
stände für andere Zwecke als die, für die sie beschafft wur­
den, nur gegen Erstattung ihres vollen Wertes abgegeben wer­
den, soweit sich aus dem Haushaltsplan nichts anderes ergibt. 
Aufwendungen einer Dienststelle für eine andere sind zu er­
statten; andere Regelungen in Rechtsvorschriften bleiben un­
berührt. Ein Schadenausgleich zwischen Dienststellen unter­
bleibt.

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn der Wert der abzugebenden 
Vermögensgegenstände oder die zu erstattenden Aufwendun­
gen einen bestimmten vom Minister der Finanzen festzuset­
zenden Betrag nicht überschreiten oder der Minister der Fi­
nanzen weitere Ausnahmen zuläßt.

(3) Der Wert der abgegebenen Vermögensgegenstände und 
die Aufwendungen sind stets zu erstatten, wenn rechtlich un­
selbständige Staatsunternehmen der Republik oder Sonder­
vermögen beteiligt sind. Entsprechendes gilt für den Ausgleich 
von Schäden. Im Wege der Verwaltungsvereinbarung können 
andere Regelungen getroffen werden, soweit sie aus Gründen 
der Verwaltungsvereinfachung dringend geboten sind.

§57
Beteiligung an privatrechtlichen Unternehmen

(1) Die Republik soll sich an der Gründung eines Unterneh­
mens in einer Rechtsform des privaten Rechts oder an einem 
bestehenden Unternehmen in einer solchen Rechtsform nur 
beteiligen, wenn
1. ein wichtiges Interesse vorliegt und sich der angestrebte 

Zweck nicht besser und wirtschaftlicher auf andere Weise 
erreichen läßt,

2. die Einzahlungsverpflichtung auf einen bestimmten Be­
trag begrenzt ist,

3. die Republik einen angemessenen Einfluß, insbesondere 
im Aufsichtsrat oder in einem entsprechenden Überwa­
chungsorgan erhält,

4. gewährleistet ist, daß der Jahresabschluß und der Lage­
bericht, soweit nicht weitergehende gesetzliche Vorschrif­
ten gelten oder andere gesetzliche Vorschriften entgegen­
stehen, in entsprechender Anwendung der Vorschriften 
des Dritten Buchs des Handelsgesetzbuchs für große Kapi­
talgesellschaften aufgestellt und geprüft wird.

(2) Der zuständige Minister hat die Einwilligung des Mini­
sters der Finanzen einzuholen, bevor Anteile an einem Unter­
nehmen erworben, seine Beteiligung erhöht oder sie ganz oder 
zum Teil veräußert werden. Entsprechendes gilt bei einer 
Änderung des Nennkapitals oder des Gegenstandes des Unter­
nehmens oder bei einer Änderung des Einflusses der Repu­
blik. Der Minister der Finanzen ist an den Verhandlungen zu 
beteiligen.


